
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Fabio De Masi, Stefan Liebich,
Jörg Cezanne, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/28592 –

Corona-Bilanz – Steuereinnahmen 2020

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Corona-Krise hat die Wirtschaft im Jahr 2020 ausgebremst, das Konsum-
verhalten beeinflusst und Einkommensströme von Haushalten und Unterneh-
men beeinflusst. Daraus ergeben sich Fragen hinsichtlich der Auswirkungen 
auf die Umsatzsteuer, die Einkommensteuer und die Unternehmensteuer.

 1. Wie haben sich die Einnahmen aus der Umsatzsteuer im Zeitraum März 
bis einschließlich Dezember 2020 im Vergleich zu den gleichen Zeiträu-
men in den vergangenen drei Jahren entwickelt (bitte einzeln pro Monat 
aufschlüsseln)?

Auf die Anlage 1 wird verwiesen.

 2. Wie haben sich die Umsatzsteuereinnahmen seit der am 1. Juli 2020 in 
Kraft getretenen Umsatzsteuersenkung bis einschließlich Dezember 2020 
entwickelt (bitte für den Regelsteuersatz von 16 Prozent sowie den ermä-
ßigten Umsatzsteuersatz von 5 Prozent aufschlüsseln)?

Für die Beurteilung der Entwicklung der Umsatzsteuereinnahmen in Folge der 
am 1. Juli 2020 in Kraft getretenen temporären Umsatzsteuersatzsenkung bis 
zum 31. Dezember 2020 werden die Daten aus den Umsatzsteueranmeldungen 
für den entsprechenden Zeitraum herangezogen. Hieraus kann näherungsweise 
der Betrag des Umsatzsteueraufkommens für das zweite Halbjahr 2020 ermit-
telt werden. Gemäß den Umsatzsteueranmeldungen wurden für das zweite 
Halbjahr 2020 insgesamt Umsatzsteuer-Vorauszahlungen in Höhe von 
85,55 Mrd. Euro sowie Vorsteuerbeträge aus entstandener Einfuhrumsatzsteuer 
in Höhe von 24,15 Mrd. Euro angemeldet. Hieraus ergibt sich ein Gesamtbe-
trag der Umsatzsteuereinnahmen für diesen Zeitraum in Höhe von 109,70 Mrd. 
Euro. Ein getrennter Ausweis des Aufkommens nach Regelsteuersatz sowie er-
mäßigtem Steuersatz ist in den Daten nicht enthalten.
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 3. Wie bewertet die Bundesregierung die Wirkungen dieser Umsatzsteuer-
senkung auf die Konjunktur sowie das Kaufverhalten der Verbraucherin-
nen und Verbraucher?

Welches Zahlenmaterial wird der Bewertung zugrunde gelegt (bitte auf-
schlüsseln)?

Die Bundesregierung sieht die volkswirtschaftlichen Effekte der temporären 
Absenkung der Umsatzsteuersätze positiv. Vorrangige Ziele waren die Stärkung 
der Gesamtnachfrage, die Stabilisierung der Erwartungen und die Überwindung 
übertriebener Kaufzurückhaltung in der Krise. Die temporäre Absenkung der 
Umsatzsteuersätze war ein breit wirkender, branchenneutraler Ansatz, von dem 
sowohl Verbraucherinnen und Verbraucher als auch Unternehmen profitieren 
konnten. Studien deuten darauf hin, dass durch die temporäre Umsatzsteuer-
satzsenkung ein Anstieg des privaten Konsums erreicht wurde. So haben ge-
mäß den Ergebnissen einer repräsentativen Befragung des Statistischen Bun-
desamtes im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen von August bis De-
zember 2020 jeden Monat 20 Prozent bis 25 Prozent der Privathaushalte auf-
grund der Umsatzsteuersatzsenkung zusätzliche Anschaffungen getätigt oder 
geplante Anschaffungen vorgezogen (Destatis, Pressemitteilung Nr. 114 vom 
11. März 2021). Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) 
schätzt in einer Studie (DIW Berlin – Politikberatung kompakt 156/2020) für 
den Zeitraum bis Ende 2024 einen zusätzlichen Impuls für den privaten Kon-
sum durch die temporäre Umsatzsteuersatzsenkung von 9,0 Mrd. Euro bis 
16,7 Mrd. Euro. Das ifo-Institut München kommt in einer Berechnung (ifo-
Schnelldienst, 01/2021) ebenfalls auf spürbare zusätzliche Konsumausgaben 
durch die Umsatzsteuersatzsenkung i. H. v. 6,3 Mrd. Euro.

 4. Inwieweit hat diese Umsatzsteuersenkung aus Sicht der Bundesregierung 
gerade Geringverdienenden oder erwerbslosen Menschen geholfen?

Auf welches Zahlenmaterial stützt sich hierbei die Bewertung?

Nach Erkenntnissen einer vom Bundesministerium der Finanzen in Auftrag ge-
gebenen wissenschaftlichen Kurzexpertise des ifo Instituts München (ifo 
Schnelldienst, 2021, 74, Nr. 2, S. 45-50) führte die temporäre Senkung der Um-
satzsteuersätze zu höheren Konsumausgaben über alle Einkommensklassen 
hinweg, fiel aber relativ gesehen bei Haushalten mit niedrigeren Einkommen 
stärker ins Gewicht als bei Haushalten mit hohen Einkommen. Die Ergebnisse 
der Kurzexpertise zeigen, dass Alleinstehende, Alleinerziehende sowie Haus-
halte mit geringeren Einkommen relativ gesehen mit dem größten Zuwachs an 
Konsumausgaben reagiert haben.

 5. Welche sogenannten Vorzieheffekte hat diese Umsatzsteuersenkung nach 
Kenntnis der Bundesregierung in welcher Höhe bewirkt?

In welchen Wirtschaftsbereichen waren diese Effekte am stärksten spür-
bar?

 6. Welche Branchen haben nach Kenntnis der Bundesregierung bis zum jet-
zigen Zeitpunkt am meisten von dieser Umsatzsteuersenkung profitiert, 
und in welchem Umfang?

Die Fragen 5 und 6 werden zusammen beantwortet.
Grundsätzlich dürfte die Senkung der Umsatzsteuersätze auf einer breiten Basis 
zur Stabilisierung bzw. Stimulierung der Nachfrage beigetragen haben. Insbe-
sondere die klare Kommunikation der Befristung der Maßnahme dürfte dabei 
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auch Vorzieheffekte ausgelöst und so zu zusätzlichen konjunkturellen Impulsen 
in der zweiten Jahreshälfte 2020 geführt haben. Hierbei dürften im Bereich 
langlebiger Konsumgüter zusätzliche bzw. vorgezogene Konsumausgaben be-
sonders ausgeprägt gewesen sein, da die wahrgenommene Kostenreduktion sei-
tens der Verbraucherinnen und Verbraucher hier wohl besonders stark ausgefal-
len ist.
Dies spiegelt sich z. B. darin wieder, dass in der Befragung des Statistischen 
Bundesamtes (siehe Antwort zu Frage 3) von den Haushalten, die aufgrund der 
Umsatzsteuersatzsenkung geplante Ausgaben vorgezogen haben, rund jeder 
zweite Haushalt (47 Prozent bis 52 Prozent) Elektrogeräte z. B. Fernseher, 
Kühlschrank oder Laptop angeschafft hat. Ein ähnlich hoher Anteil (43 Prozent 
bis 50 Prozent) zog Ausgaben für Einrichtungsgegenstände und Haushaltswa-
ren wie Möbel, Lampen oder Geschirr vor. 23 Prozent bis 30 Prozent zogen 
Ausgaben im Bereich Fahrzeuge (z. B. Pkw, Fahrrad, Motorrad) vor sowie 
26 Prozent bis 30 Prozent für Bekleidung und Schuhe (Mehrfachnennungen 
waren möglich). Zu beachten ist dabei, dass mit den wieder gestiegenen Infek-
tionszahlen ab Herbst 2020 und den erneut notwendigen Eindämmungsmaß-
nahmen ab November die Konsummöglichkeiten insbesondere in den Berei-
chen Bildungswesen, Gesundheit, Reisen und Tourismus, Gastgewerbe sowie 
Freizeit, Kultur und Erholung erneut eingeschränkt waren. Für weitere Ergeb-
nisse themenbezogener Studien wird auf die Antwort zu Frage 1b auf Bundes-
tagsdrucksache 19/26842 verwiesen.

 7. In welchen Branchen und Wirtschaftsbereichen wurde nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Umsatzsteuersenkung vollumfänglich an Verbrau-
cherinnen und Verbraucher weitergegeben, in welchen überhaupt nicht?

Die Umsatzsteuersatzsenkung dürfte die Preise in vielen Bereichen temporär 
gesenkt haben. Entsprechend dazu lag die Teuerungsrate des Verbraucherpreis-
index in der zweiten Jahreshälfte 2020 insgesamt deutlich unter dem Niveau 
der ersten Jahreshälfte. Für die Verbraucherinnen und Verbraucher bedeutete 
dies für sich genommen einen Kaufkraftgewinn gegenüber dem ersten Halb-
jahr.
Im Detail schätzt z. B. die Deutsche Bundesbank, dass die Senkung der Um-
satzsteuersätze zu gut 60 Prozent an die Verbraucherinnen und Verbraucher 
weitergegeben worden sein könnte (Bundesbank Monatsbericht 11/2020). Ins-
besondere bei den meisten Nahrungsmitteln und Industriegütern sei eine voll-
ständige Umwälzung erfolgt. Bei den Dienstleistungen scheint lt. Bundesbank 
der niedrigere Steuersatz dagegen zu einem deutlich geringeren Anteil weiter-
gereicht worden zu sein, was vor allem mit zusätzlichen Kosten dieser Unter-
nehmen durch die Pandemie zusammenhängen dürfte (z. B. Kosten für zusätzli-
che Hygienemaßnahmen). Das ifo-Institut schätzt, dass Supermärkte die Sen-
kung der Umsatzsteuersätze fast vollständig an ihre Kunden weitergegeben und 
die Preise um durchschnittlich 2 Prozent gesenkt haben (vgl. ifo Schnelldienst 
digital, 13/2020).
Auch erste Zwischenergebnisse einer vom Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) zur Zeit durchgeführten Untersuchung weisen darauf 
hin, dass im Zuge der Umsatzsteuersatzsenkung die Preise von Konsumgütern 
in Deutschland substanziell gesunken sind (vgl. ZEW-Zwischenbericht „Analy-
se der Verbraucherpreisentwicklung nach Senkung der Mehrwertsteuer“, April 
2021, https://bmjv.de/DE/Service/Fachpublikationen/Analyse_Verbraucherprei
sentwicklung_nach_Senkung_%20Mehrwertsteuer.html).
Insgesamt gilt, dass Unternehmen, die den Vorteil nicht vollständig an ihre 
Kunden weitergegeben haben, u. a. da sie krisenbedingt und durch Auflagen 
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Mehreinnahmen nur auf diesem Wege generieren konnten, ebenfalls von der 
Absenkung profitiert haben. Die Maßnahme hat also sowohl die Nachfrage- als 
auch die Angebotsseite gestützt.

 8. Inwieweit würde die Bundesregierung sagen, dass diese Umsatzsteuer-
senkung eine sehr zielgerichtete Maßnahme war, um die wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Pandemie für alle Wirtschaftszweige sowie für Ver-
braucherinnen und Verbraucher abzumildern, die Kaufkraft zu steigern 
und die Konjunktur anzukurbeln?

Auf die Antwort zu den Fragen 3 und 7 wird verwiesen.

 9. Welche wirtschaftlichen Folgen sowohl für einzelne Branchen als auch 
für Verbraucherinnen und Verbraucher verzeichnet die Bundesregierung 
nach der Wiederanhebung der Umsatzsteuer auf die „alten“ Steuersätze 
zum 1. Januar 2021 mit Hinblick auf die Konjunktur und die Inflation?

Infolge von durch die temporäre Senkung der Umsatzsteuersätze ausgelösten 
Vorzieheffekten dürfte der private Konsum in der zweiten Jahreshälfte 2020 
und zu Jahresbeginn 2021 ein etwas anders Profil aufgewiesen haben, als dies 
ohne die temporäre Senkung der Umsatzsteuersätze der Fall gewesen wäre. Da-
bei wird neben zusätzlich getätigten Ausgaben im Jahr 2020 wohl insbes. der 
ursprünglich für Anfang des Jahres 2021 geplante Kauf langlebiger Konsumgü-
ter in die zweite Jahreshälfte 2020 vorgezogen worden sein.
In Bezug auf die Entwicklung der Inflationsrate hat die temporäre Senkung der 
Umsatzsteuersätze zu einem deutlichen Rückgang der Raten in der zweiten Jah-
reshälfte 2020 geführt. Mit Beginn des Jahres 2021 ist dieser Effekt ausgelau-
fen, dies hat auch zum deutlichen Wiederanstieg der Inflationsrate in Richtung 
des Vorkrisenniveaus zu Jahresbeginn beigetragen. Für die zweite Jahreshälfte 
2021 ergibt sich ein positiver Basiseffekt auf die Inflationsrate, da dann das 
Preisniveau mit Monaten verglichen wird, in denen die Sätze temporär gesenkt 
waren.

10. Wie haben sich die Einnahmen aus der Einkommensteuer und des darauf 
erhobenen Solidaritätszuschlags nach der Kassenstatistik im Zeitraum 
März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den entsprechenden Zeiträu-
men der drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bitte in absoluten sowie 
relativen Zahlen, differenziert nach Monaten, Steuerarten und Steuer-
gläubigern, angeben)?

Auf die Anlage 2 wird verwiesen.

11. Wie haben sich die Einnahmen aus der Lohnsteuer und des darauf erho-
benen Solidaritätszuschlags im Zeitraum März bis Dezember 2020 im 
Vergleich zu den entsprechenden Zeiträumen der drei vorangegangenen 
Jahre entwickelt (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen, differenziert 
nach Monaten, Steuerarten und Steuergläubigern, angeben)?

Auf die Anlage 3 wird verwiesen.
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12. Wie haben sich die Einnahmen aus der Abgeltungsteuer (nicht veranlagte 
Steuern vom Ertrag und Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungser-
träge) und des darauf erhobenen Solidaritätszuschlags im Zeitraum März 
bis Dezember 2020 im Vergleich zu den entsprechenden Zeiträumen der 
drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bitte in absoluten sowie relati-
ven Zahlen, differenziert nach Monaten, Steuerarten und Steuergläubi-
gern, angeben)?

Auf die Anlage 4 wird verwiesen.

13. Wie haben sich die Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag nach der 
Kassenstatistik im Zeitraum März bis Dezember 2020 im Vergleich zu 
den entsprechenden Zeiträumen der drei vorangegangenen Jahre entwi-
ckelt (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen, differenziert nach Mona-
ten, angeben)?

Auf die Anlage 5 wird verwiesen.

14. Welche Steuermindereinnahmen würden sich nach Schätzung der 
Bundesregierung ergeben, wenn für das Steuerjahr 2020 auf die Berück-
sichtigung von Kurzarbeitergeld und Arbeitslosengeld im Progressions-
vorbehalt nach § 32b Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Einkommen-
steuergesetzes verzichtet werden würde (bitte nach Kurzarbeitergeld und 
Arbeitslosengeld, Steuerarten und Steuergläubigern differenziert ange-
ben)?

Bei einem Verzicht auf den Progressionsvorbehalt für das Kurzarbeitergeld im 
Jahr 2020 entstünden nach Schätzung der Bundesregierung rd. 1,53 Mrd. Euro 
Steuermindereinnahmen bei der Einkommensteuer und rd. 0,07 Mrd. Euro 
Mindereinnahmen beim Solidaritätszuschlag. Die Mindereinnahmen von insge-
samt rd. 1,60 Mrd. Euro entfielen zu rd. 0,72 Mrd. Euro auf den Bund, zu rd. 
0,65 Mrd. Euro auf die Länder und zu rd. 0,23 Mrd. Euro auf die Gemeinden.
Eine entsprechende Schätzung zum Arbeitslosengeld liegt nicht vor.

15. Wie haben sich die Einnahmen aus der Körperschaftsteuer und des da-
rauf erhobenen Solidaritätszuschlags nach der Kassenstatistik im Zeit-
raum März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den entsprechenden Zei-
träumen der drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bitte in absoluten 
sowie relativen Zahlen, differenziert nach Monaten, Steuerarten und 
Steuergläubigern, angeben)?

Auf die Anlage 6 wird verwiesen.

16. Wie haben sich die Einnahmen aus der Gewerbesteuer nach der Kassen-
statistik im Zeitraum März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den ent-
sprechenden Zeiträumen der drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bit-
te in absoluten sowie relativen Zahlen, differenziert nach Monaten, ange-
ben)?

Auf die Anlage 7 wird verwiesen.
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17. Wie haben sich die Einnahmen aus der Gewerbesteuerumlage im Zeit-
raum März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den entsprechenden Zei-
träumen der drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bitte in absoluten 
sowie relativen Zahlen, differenziert nach Monaten und Steuergläubi-
gern, angeben)?

Auf die Anlage 8 wird verwiesen.

18. Wie hat sich das Volumen der Steuerstundungen im Zeitraum März bis 
Dezember 2020 im Vergleich zu den entsprechenden Zeiträumen der drei 
vorangegangenen Jahre entwickelt (bitte in absoluten und relativen Zah-
len, differenziert nach Monaten, Steuerarten und Steuergläubigern, ange-
ben)?

Für die von den Ländern verwalteten Besitz- und Verkehrsteuern liegen der 
Bundesregierung für die Jahre 2017 bis 2020 im Rahmen der jährlich erstellten 
Rückständestatistik lediglich Zahlen über das Volumen der bewilligten und 
noch nicht getilgten Stundungen zum Stichtag 31. Dezember vor. Die Daten 
sind in der Anlage 9 (Anlage 1 zu Frage 18) aufgeführt.
Mit dem BMF-Schreiben vom 19. März 2020 „Steuerliche Maßnahmen zur Be-
rücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2)“ 
wurde für die von den Ländern verwalteten gemeinschaftlichen Steuern ein 
größerer Ermessensspielraum bei der Gewährung von Stundungen für unmittel-
bar betroffene Steuerpflichtige vorgesehen. Über den Umfang der in Verbin-
dung mit diesem BMF-Schreiben ausgesprochenen Stundungen liegen der 
Bundesregierung für die Monate März bis Dezember 2020 Daten aus einer tem-
porären Sonderstatistik vor. Diese Daten sind in der Anlage 9 (Anlage 2 zu Fra-
ge 18) enthalten.
Da in der Statistik keine Informationen über den Umfang der Zahlungen der 
nach Ablauf der Stundung fällig gewordenen Steuerschulden vorliegen, können 
keine Aussagen zum Volumen der zum Ende des Monats noch nicht getilgten 
Stundungen getroffen werden. Insofern ist diese Statistik auch nicht mit der 
Rückständestatistik vergleichbar.
Die verfahrensrechtlichen Erleichterungen hinsichtlich der coronabedingten 
Stundungen wurden im Übrigen mit BMF-Schreiben vom 18. März 2021 ver-
längert.
Hinsichtlich der vom Zoll verwalteten Einfuhrumsatzsteuer liegen zur Entwick-
lung des Stundungsvolumens in den Jahren 2017 bis 2019 keine Informationen 
vor, da die Daten nicht statistisch erfasst werden. In Umsetzung der steuerli-
chen Maßnahmen zur Milderung der Covid-19-Pandemie wurde im März 2020 
ein zentrales Berichtswesen zum Stand der steuerlichen Auswirkungen geschaf-
fen. Das betragsmäßige Volumen der Stundungen der Einfuhrumsatzsteuer im 
Zeitraum März bis Dezember 2020 ist in der Anlage 9 (Anlage 3 zu Frage 18) 
dargestellt.

19. Wie hat sich das Volumen der Vollstreckungsaufschübe im Zeitraum 
März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den entsprechenden Zeiträu-
men der drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bitte in absoluten und 
relativen Zahlen, differenziert nach Monaten, Steuerarten und Steuer-
gläubigern, angeben)?

Für die von den Ländern verwalteten Steuern liegen der Bundesregierung für 
die Jahre 2017 bis 2019 keine Daten über das Volumen der Vollstreckungsauf-
schübe vor.

Drucksache 19/29195 – 6 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Über den Umfang der in Verbindung mit dem BMF-Schreiben vom 19. März 
2020 „Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des 
Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2)“ gewährten Vollstreckungsaufschübe 
liegen der Bundesregierung hinsichtlich der von den Ländern verwalteten Steu-
ern für die Monate März bis Dezember 2020 Daten aus einer temporären Son-
derstatistik vor und sind in der Anlage 10 (Anlage 1 zu Frage 19) aufgeführt.
Die Sammlung der Daten in Bezug auf die Vollstreckungsmaßnahmen bedeutet 
für die Länder einen beträchtlichen Mehraufwand. Nicht alle Länder sahen sich 
in der Lage, diesen Mehraufwand unter den derzeitigen Rahmenbedingungen 
im gleichen Detailgrad zu leisten. Eine Gliederung der Vollstreckungsaufschü-
be nach Steuerarten liegt daher nur für 14 Länder vor. Angaben für Sachsen 
und Saarland sind nicht enthalten.
Da in der Statistik keine Informationen über den Umfang der Vollstreckung der 
nach Ablauf des Vollstreckungsaufschubs fällig gewordenen Steuerschulden 
vorliegen, können keine Aussagen zum Volumen der zum Ende eines jeden 
Monats noch gewährten Vollstreckungsaufschübe getroffen werden.
Die verfahrensrechtlichen Erleichterungen hinsichtlich der coronabedingten 
Vollstreckungsaufschübe wurden im Übrigen mit BMF-Schreiben vom 
18. März 2021 verlängert.
Hinsichtlich der vom Zoll verwalteten Einfuhrumsatzsteuer liegen zur Entwick-
lung des Volumens an gewährten Vollstreckungsaufschüben in den Jahren 2017 
bis 2019 keine Informationen vor, da die Daten nicht statistisch erfasst werden. 
Das betragsmäßige Volumen der zur Milderung der Covid-19-Pandemie ge-
währten Vollstreckungsaufschübe bei der Einfuhrumsatzsteuer im Zeitraum 
März bis Dezember 2020 wird in der Antwort zu Frage 18 bereits erwähnten 
zentralen Berichtswesen festgehalten und ist in der Anlage 10 (Anlage 2 zu 
Frage 19) dargestellt.

20. Wie hat sich das Volumen der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer 2020 im Zeitraum März bis Dezember 2020 im Ver-
gleich zu den entsprechenden Zeiträumen der drei vorangegangenen Jah-
re entwickelt (bitte in absoluten und relativen Zahlen, differenziert nach 
Monaten, Steuerarten und Steuergläubigern, angeben)?

Auf die Anlage 11 wird verwiesen.

21. Wie hat sich das Volumen der Vorauszahlungen auf die Gewerbesteuer 
2020 im Zeitraum März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den ent-
sprechenden Zeiträumen der drei vorangegangenen Jahre entwickelt (bit-
te in absoluten und relativen Zahlen, differenziert nach Monaten, ange-
ben)?

Über das Volumen der Vorauszahlungen auf die Gewerbesteuer 2017 bis 2020 
liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

22. In welchem Volumen wurden bereits geleistete Vorauszahlungen für den 
Veranlagungszeitraum 2019 auf der Grundlage eines pauschal ermittelten 
Verlustrücktrags aus dem Jahr 2020 herabgesetzt, und in welchem Volu-
men wurden die herabgesetzten Vorauszahlungen erstattet (bitte differen-
ziert nach Steuerarten und Steuergläubigern angeben)?

Der Umfang der bis zum 31. März 2021 auf der Grundlage eines pauschal er-
mittelten Verlustrücktrags aus dem Jahr 2020 herabgesetzten Vorauszahlungen 
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für den Veranlagungszeitraum 2019 kann der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden:

in Mio. € veranlagte
Einkommensteuer Körperschaftsteuer

Gesamt 2.078 1.289
davon entfallen auf
Bund 883 645
Länder 883 645
Gemeinden 312

23. Wie stellt sich das kassenmäßige Aufkommen aus der Verzinsung von 
Steuernachforderungen und Steuererstattungen gemäß § 233a der Abga-
benordnung im Zeitraum März bis Dezember 2020 im Vergleich zu den 
entsprechenden Zeiträumen der drei vorangegangenen Jahre dar (bitte in 
absoluten und relativen Zahlen, differenziert nach Monaten, Nachzah-
lungszinsen und Erstattungszinsen, Steuerarten und Steuergläubigern, an-
geben)?

Der Bundesregierung liegen lediglich für das Jahr 2017 Informationen über das 
Aufkommen der Zinsen gemäß § 233a Abgabenordnung getrennt nach Nach-
zahlungszinsen und Erstattungszinsen als Jahreswerte vor. Für die Jahre 2018 
bis 2020 liegen monatliche Zahlen saldiert vor. Auf die Anlage 12 wird verwie-
sen.
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